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Adressen und Bitten,
welche an des Kaisers und Honigs Maiefiat gerichtet worden sind.

/v Adressen, die Meryöchsten H'rovosttionen betreffend.
Nro. 1.

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

Allcrdurchlauchtigster, Groß mächtigster Kaiser und König!
Al ler gnädig st er König und Herr!

„, .^ ^ Den zum 20. Provin^iabLandtagc versammelten untcrthänigsteu Ständen der Nhcinvrovinz
Veiwaltuna de« ist ocr Entwurf einer Verordnung über die Einrichtung uud Verwaltung des Landllrmenwcscns in

illndaimmwchn«W der Nhcinvrovinz zur Begutachtung vorgelegt worden.
der Nhemprovuiz. Diese erfolgt mit Rücksicht auf die Grundsätze, welche der Provin^ial-Landtag in dem Re¬

gulativ für die Orgauifatiou der Verwaltung der provinzialständischcn Anstalten niedergelegt hat, und
es ergab sich als eine Eonsequenz, daß der Landtag dem Provinzial Vcrwallnngs-Nath die Geschäfte
des Land-Armcnwcsens überwies und die Anstellung eines besondern Laudcirmcn-Dircttors ablehnte.

Dagegen pflichtete der Landtag dem Vorschlage der Vereinigung der sämmtlichen Rheinischen
Landarmen-Verbändc bei und einigte sich über die nachfolgende Fassung des Gesetzes:

§. 1. Die in der Rhcinprovinz bestehenden fünf Bezirts-Landarmcn-Vcrbände werden
mit dem 1. Januar 1872 zu einem Landarmcnverband vereinigt, welcher den Namen Landarmen-
Verband der Rhcinprovinz führt.

^. 2. Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landcnmen-Vcrbandes der Nheinprouinz
wird vom Provinzial-Verwaltungsrath geführt,

H. 3. Ueber den Umfang und die Benntzuug des für den Rcgierungs-Bezirt Trier bestehenden
Lllndarmenhllnses in Trier für die Zwecke des Provinzial-Laudarmenwesens wird für den Fall, daß
dicscrhalb eine Vereinigung zwischen der Verwaltung des Laudarmenhauscs und dem Provmzial-Ver-
Wllltuugsrath nicht erzielt wird, die Entscheidung dem Provinzial-Landtage vorbehalten.

Derselbe hat in gleicher Weise in Betreff der Benutzung der für die Ncgierungs-Bezirle
Aachen, Eoblenz, Eöln und Düsseldorf errichteten Arbeitsanstalt in Brauwcilcr zur Erfüllung der, dem
Provinzial-Landarmenverbande obliegenden Aufgaben zu beschließe».

Bis zur Beschlußfassung des Provinzial-Landtagcs hat hierüber der Ober-Präsident vorbe¬
haltlich des Necurses an den Minister des Innern zn bestimmen,

§. 4. Zur Ordnung der Verwaltung uud der inneren Einrichtung der im ß. 3 gedachten
Austalten werden von dem Proviuzial-Landtagc mit Genehmigung des Ministers des Innern die nöthigen
Reglements erlassen. Bei den bestehenden Reglements behält es bis zu deren Erledigung auf dem
bezeichnete» Wege sein Bewenden.

8- 5. Die ständischen Landarmcn-Behördcn sind befugt, in Angelegenheiten ihres Geschäfts¬
kreises die Kreis- uud Ortsbehörden zu rcnuirireu.

§. 6. Der Provinzial-Verwaltungsrath hat alljährlich uach dem Rechnungsabschluß das
Ergebniß der Verwaltung in Bezug auf die Laudarmenpftege und das Corrigendcnwcfeu durch die
Amtsblätter znr öffentlichen Kenntniß zu briugen.
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8. 7. Mit dem im 8. 1 bezeichnetenZeitpunkt tritt die Verordnung vom 14. Juni 1859
(Ges.-S. S. 341) außer Kraft.

Diese Fassung des Gesetzes bitten Euer Majestät wir untcrthänigst Allerhöchst m Gnaden
genehmigen zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Kaiserlichen uud Königlichen Majestät allerunterthänigst treugehorsamste

Landtllgs-Marschall und Stände der Rheinprovinz.

Nro. 2.

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

' Allerdurchlauchtigster, Großmächtigstcr Kaiser uud König!
Allerguädigster Köuig uud Herr!

Iu der II.Sitzuuq der Provinzial-Versammlnngkam die Allerhöchste Vorlage des Entwurfs ,^"^d^
eiues Regulativs, betreffcud die Vereinigung der in der Nhcinprovinz bestehenden Vezirtsstraßcnsond^^^^^ ^^^.
M einem Provinzialstraßenfonds, zur Verhandlung uud Beschlußfassung. siraßenfonds zu

In der Vorberathung war, uach langer und eingehender Discussion, der s- 1- »nt einem ^.^^ Provinzilll-
Ctimmenverhältuiß von 10 gegen 0 abgelehnt worden. . stl°ßenf°nds.

In der weiteren Vorbcrathnng wurden tz. 5 und « wesentlich abgeändert, mit ihnen ^. 1
und kam die Vorlage in folgender Fassung in das Plenum:

Die seither nach dem rcoidirten Reglement vom 17. September 1855 verwaltetenBezirts-
straßenfonds der Rheinprovinz werden vom 1. Iannar 1872 ab, n.it Ansschluß des für den «reis
Wetzlar bestehenden Fonds, zn einem Provinzialstraßenfonds vereinigt.

Von diesem Zeitpunkte ab wird die Unterhaltung derjenigenStraßen, welche v")"
Nechnnng der fortan vereinigten Vezirksstraßenfonds unterhalten worden ,md, von der ^rvl,,,
übernommen. . ^ .. . ^,^.,

Die von der Provinz zur Unterhaltung übernommenenBezirksstranen he.ßen fortan
Provinzialstraßen.

8' 2.

Die Anfnah>neneuer Kunststraßen nnter d,e ^ah> der Provinzialsiraßen erfolgt dnrch
Beschluß des Provinzial-Landtages. . . . . „..^^„s„„ .„^„„

In gleicher Weise kann die Eigenschaft einer Provin^ialstra.e nncder ms oben w den
Doch bedarf ein Beschluß le,lerer Art der Genehmign»«des Dber-Pra,.den e... D«u d Bedm
'"ß zur Erhaltnuq der aus der ^ahl der Provinzialftraßen "usgc'ch.ccnen Wege o e u^elne ^ le
derselben für den öffentlichen VeVtehr fort, so tritt die gewohnliche Wegebaulast nach den hierüber
bestehenden allgemeine.!oder besonderen Bestimmnngenwieder ei».

8-3.

Die Provinzialftraßen eilten der Regel nach eine Breite von .4 Fuß a'^ließluh der
Gräben, und eine Befestigungsdecke von 10 Fuß Breite. T.e Steigungen der,elbendnrfen nicht mehr
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als tz ^oll auf die laufende Nnlhe betragen und müffeu bei längeren Höhenzügcnauf je 100 Ruthen
Länge und ' """ "°^ m?«vimnmsbis ,u 0 Zoll vermindert werden. Abweichungen hiervon kann
der Mini

oll auf die laufende Nnlhe betragen und müffeu bei längeren Höhenzügcnauf je 100 Ruthen
md 1 Holl dieses Marimnms bis zu 0 Zoll vermindert werden. Abweichungen hiervon taun
nistcr für Handel, bewerbe und öffentliche Arbeiten genehmigen oder anordnen.

8- 4.

Auf den Provinzialstraßcn finden alle gesetzlichenVorschriftenAnwendung, welche für die
Twatsstraßeu der Provinz bestehen °dcr künftig ergehen werden

Dies gilt namentlich auch in Betreff der Erhebung des Chanstecgcldes.,

8-5.

^n den Provinzialstraßenfonds fließen:
1. die Ertragnisse der von den ProUinzialstraßen aufkommenden Nutzungen, insbesonderedie des

Chausscegcldes,und , . . ^ ,
2. die von der Provinz mit Ausschluß des Kreises Wetzlar für die Provinzialstraßcn Zu erheben¬

den Abgaben.
8.«.

Der Provinzialstraßenfonds wild bis zur Einrichtung einer prouinzialständischenVerwal¬
tung bezw. einer ständischen Hauptkassevon dem Ober-Präsidenten verwaltet und vertreten.

Derselbe trifft die für die Verwaltung des Fonds, insbesondere auch die für das Kassen-
und Rechnungswesenerforderlichen Einrichtnngcn; er trägt dafür Sorge, daß von den hiermit beauf¬
tragten Behörden resp. Beamten über die Einnahmen uud Ausgaben des Fouds ordnungsmäßige
Rechnungengelegt werden, und läßt die letzteren nach crfolgtcr Vorrevision dem Provinzial-Lcmd-
tage zur'Prüfling und Dechargirnng zugehen. . ...<,,

Die am 1. Januar !872 vorhandenenKapitalbcstande bleiben dem Bezirke, der selbige
angesammelthat, unverkürzt zu seiner alleinigen Disposition und Verwendung. — Die am selben
?raqc vorhandenen Passiva eines Bezirkes verbleibendemselben ebenso zur Dccknng, und haben die¬
selben hierzu, außer den allgemeinenBeiträgen, so lange einen Extra-Zuschlag anzubringen, bis die
Schnld an Kapital und Zinsen gedeckt ist.

8- ?-

Aus den Einnahmen des Provinzialstraßenfonds (8- 5,) werden vorzngsweife die Kosten
der Unterhaltung der Provinzialftraßeu bestritten. Doch können auch sonstige, außerhalb dieser Haupt-
bestimmunader Einnahmen des Fonds liegendegleichartigeVerwendungenderselben,namentlichNeu¬
bauten oder Zuschüsse zu Neubauten von dem Provinzial-Landtage mit Genehmigung des Ober-
Präsidenten beschlossenwerden.

Die für den Provinzialstraßenfonds zn erhebenden Abgaben (§. 5 Nr. 2,) werden in der
Art aufgebracht, daß der am Iahresfchlusse sich ergebende Gesammlbetmg d" Ausgabe »ach dem
Maßstabe der directen Staatssteuern, uud zwar der Grund-, Gebäude-, Masten- klassierten Ein¬
kommen- und Gewerbesteuer,der letzteren jedoch mit Ausfchluß der Steuer von dem Gewerbebetriebe
im Umberziehen,auf die benannten Steuern vertheilt uud wie bisher ausgeschriebenwerden.

Bei den mahl- und schlachtstencrpflichtigen Städten wird an Stelle der Klassensteuerdie
Mahl- und Cchlachtstenernach Abzug des sür die Gemeindenerhobenen Steuerdrittels der Nepartltwn
zu Grunde gelegt.
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8-9.

Der Gesamtbetrag der 'ähr^ Verwesungen für
sowie die Höhe der jährlich zu erhebenden Steuerznschlage(§. 8.) w,rd von °em 4-
mittelst des Finanz-Etats bestimmt. , .„ „ ^.«..»„..lckläae 10 Prozent der

Uebersteigen die von dem Provinzial-Landtage beschlossenenS^uerzusch^g" ^ i
directenStaatssteuern, so bedarf ein solcher Beschluß der Genehmigungder Mm.ster su ^>
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, des Innern und der Finanzen.

8- 10.

(Bleibt den Beschlüssen über die vrovinzialständische Verwaltung vorbehalten,)

Zur Vorbereitung der Beschlußnahmeüber "° Bertheilung der Fo^^
Präsident?em ständischen Ausschusse für jedes der bean-
Vezirks-Negierungenfür die Instandsetzung und Unterhaltung der " ^«en P« ^^st ^ ^
tragten Verwendungenmit, unter Bezeichnungderjenigen Antrage, welche nach den ^e°u s
Verkehrs als zur Berücksichtigung besonders ««ignet ersche.nem^

Dem Ausschusse ist unbenommen,auch aus eigener In,t,at,vc ^ew,u,gu»g

Der von dem Ausschnsfefestgestellte ^theil«^ ^ordnttter0bet
dem Ober-Präsidenten zeitig vor dem JahresschlüssezugesteM. Au Mund d ^ n ^^
Präsident die Änsführung der Arbeiten durch die Vezlrts-Neg.erung n an und °nw
M Verausgabung die hierzu aus dem Provinzialstraßensonds bewilligtenSummen.

8-13- ^
Den Vezirks-Regierungen verbleibt die ^die Pwv!nz!al-

strahen. Sie bedimen sich daz« der Staats-Baubeamten we che b A^sch
straßen nach den ihnen für die Staatsstraßen ertheilten ^enstanw ^ ^ ^, ^

Ingleichen werden die ^Haussee-Anfsehervon den Be^k^ ^M^ und
Anstellungunmittelbarer Staatsbeamten geltendenVorschriften°« /" ^ .^^„fo„ds besoldeten
penfionirt, jedoch bedarf es zu einer Vermehrungdes bisherigen ^ Verwaltungs-Aus-
und auf die Provinz übergehendenStraßenbau-Personals der A'mn ü ^^,^.^„^„ Dienst¬
schussesdes Provinzial-Landtages. Derselbe hat ««ch über das ^taa« Bed ngungen der Anstellung
Einnahmen und über sonstige den Provinzialstraßensonds wuhrende ^e
M beschließen. ^ . , «^^. nicht versammeltist, ein drin-

Ergiebt sich während der Zeit, wo der P«v'nzial-^an° ^^^^,^,^^^^^^^^,.,,f^,,
Lmdes Bedürfniß zur Vermehrung desStrahenbau-Personalo io , ^^^^^^ ^.^ ^.f^,^,lichen
ermächtigt,vorbehaltlichder nachträglichenGenehmigung °^ ^ -„«jungen entsprechende Nemu-
Straßen-Aufseher iuterimistisch anzunehmen,und ihnen ur lyre ^^^^„ Beamten bestimmten
neration zu gewähren, welche jedoch die in dem Finanz-Etat sur
Dienst-Einnahmennicht übersteigendarf.

§. 14,

Dem Provinzial-Landtage steht das Recht zu, ""waltung der P^
'eine Organe zu eontroliren und etwaige Erinnerungen darüber zur Ken
zu bringen und event, weiter zu verfolgen. 8
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Auch ist über sämmtlicheim Vorjahre aus dem Provinzialstraßenfonds stattgehabteVer¬
wendungen dem Ausschusse alljährlich eine Uebersicht durch den Ober-Präsidenten mitzutheilen, außer¬
dem die Einsicht der vollständigenBaurcchnuugeu, welche durch Vermittelung des Ober-Präsidenten
mitgetheilt werden.

8- 15.

Das Regulativ vom 17. September 1855 wird hierdurch aufgehoben.
Aber auch dort wurde 8- 1 m der nunmehr amendirten Form abgelehnt, und zwar bei

namentlicherAbstimmung mit 47 gegen 2U Stimmen und mit ihm auch die folgendenParagraphen.
Die Majorität hält fest an der Ueberzeugung,daß das segensreiche Institut Schaden leiden

könne und würde, wenn seine Verwaltung über die jetzigen Begrenzungenhinausgehe, und für nicht
rechtlich begründet, die angesammeltenVermögen, nicht allein an Vaarbeständen, sondern auch an
ausgebauten Straßen, in ein allgemeinesProvinzial-Vermögen übergehenzu lassen.

Die Entstehung der Fonds und die aus ihnen geführten Leistungen seien, nach Zeit und
Ausdehnung so verschieden in den einzelnen Bezirken, daß ohne Verletzung wohlbegründetenRechtes,
eine Zusammenschmelzungnicht zu erzielensein werde.

Die Minorität war der Ansicht, daß das Institut der Vezirtsstraßen ein so allgemein
nützlichesund segensreichessei, und seiner Natur nach der ganzen Provinz angehöre und als solches
von dem Ganzen vollendet und unterhalten werden müsse, um so mehr, da bei der so verschiedenen
Steuerkraft der einzelnen bis jetzt bestehenden 8 Bezirke, Einzelnendie Aufbringung der Unterhaltungs¬
kosten nur mit ungleich schwererenOpfern möglich,eine Ausdehnung aber auf die ganze Provinz, bei
der in einzelnen Theilen derselben immer mehr hervortretendenVeränderung der Verkehrswege,dieselbe
für die Zukunft uicht zu schwer belasten werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterbenzc. :c.

3tro. 3.

Düsseldorf, den 13. Juli 1871.

Allcrdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnäoigster König und Herr!

Einführungbreit« Die zum 20. Rheinischen Provinzial^cmdtage versammeltenSlände haben in ihrer Sitzung
Radfelgen sür die vom 12 Juli c. den von Euer Majestät Allergnädigst vorgelegten Entwurf eines Gesetzes,betreffend

öffentlichenWege des die Einführung von breiten Radfelgen für die öffentlichenWege des RegierungsbezirksDüsseldorf,nebst
Rez..Bez. Düsseldorf.Motiven pflichtmäßig einer eingehenden Prüfung unterworfen.

Dieselben haben das Bedürfniß zum Erlasse des gedachten Gesetzesanerkannt, erlauben
sich im Einverständnissemit den wesentlichen Bestimmungendes Entwurfes denselbenin beifolgender
Fassung cittcrunterthänigstin Vorschlag zu bringen und bitten Euer K. und K. Majestät, dem Entwurf
in dieser abgeändertenForm die Allerhöchste GenehmigungAllergnädigst ertheilenzu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.
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Entwurf.
8. 1.

Bom 1. Januar 1873 ab dürfeu die öffentlichen Wege und S^
Düsseldorf, Aachen und des linksrheinischen Theiles des Regrerungs-BezntvColn nur mn ^s )
befahren werden, welches mit mindestens 4 Zoll breiten Radfelgen versehen : . Verordnung

Bezüglich der Schwere der Ladung gelten dieselben Bestimmungen,wie ste m der ^eroronu g
vom 17. März 1839 vorgesehen sind. «Nl^,'<5.iftsb«irkebewegt,

Das landwirtschaftlicheFuhrwerk, welches sich innerhalb semer ^,H
ist keiner Beschränkung in Bezug auf die Breite der Radfelgeu"oren; ^
fuhrwerk zum Vertrieb der Produete oder zum Herbeiholenvo,l Producten oder Matenalien dient,
es mit Radfelgen von mindestens4 Zoll Breite versehen sem.

2,

Ausgcuommenvon der Bestimmungdes §. 1 ist:
«. alles Personalfuhrwert; l^.,.» c>,,f,rwerk:
d. alles nicht mit Pferden. Ochsen oder Maulthieren
°. alles Fuhrwerk, welches entweder dem Auslande ^

angehört, in denen der Gebrauch von Nadfelgen nnt emer geringerenals
8. 1 vorgeschriebenenBreite statthaft ist.

Uebertretungendieses Gesetzes werden das erste Mal mit 1-5, ^" ^"'^
2-10 Thalern Geldstrafe belegt. Die Strafe trifft den ^"tthume ,^ ^ ^
dem Führer desselbenmit Vorbehalt seines Regresses an den ^WttM^ w ^ ^^ ^^^
und dieselbe Reise ist die Strafe nur einmal zu verfugen. Der ^"g "yre' ^^^
Ortsbehörde zuzuführenist, soll von dieser mit einer Bescheinigungvergehen werden, °ay
vcution angezeigt worden ist.

D. Bchimm»»g >.« z, 1 ,M °u« !°. dich»,«« ^/^^7«.««wm
d>° ««»Ibnunü »»m 1', M«iz 182», wichet dm ».Ich, °«l d'N »>m!V»«
S. 80.), Anwendung findet.

§.5.
. < <. >.;. im ^ 1 bestimmten Termine nothigen-

Den betreffenden Negierungenbleibt vorbehalten,de M 8- "w n
falls um eine nicht über 2 Jahre hinausgehendeFrist ^ verlängern- Gemeinde- oder

Den Beschlüssender respectiven Kreisstände wird auheungegeven,
bestimmte Wege von der Anwendungdieses Gesetzes auszuschließen.
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D»nl< und Glück»
nmnsch'Adressean
des Kaiser« und
König«Majestät.

V. Adressen, die ständischenMillionen betreffend.
Nro. H.

Düsseldorf, den 26. Juni 18?l.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Der glorreiche Friede, welchen Preußens und Deutschlands vereinigte Heere auf blutigen
Schlachtfeldern in jüngster Zeit erkämpfen mußten, hat es gestattet, die gelreuen Stände der Nhein-
provinz zur Erledigung der ihnen obliegenden Geschäfte wieder zu berufen. Indem wir fie beginnen,
tritt vor unsere Blicke das Bild der Gefahren, mit welchen vor einem noch nicht vollendeten Jahre
die Rheinprovinz zunächst bedroht war.

Sie mußte für ihr ganzes Gebiet den Ueberfall des Feindes befürchten, welcher, mit fchnöder
Willkür den Frieden brechend, sich das Ziel gesetzt hatte, die Rheinischen Gaue von Preußen und
Deutschland loszureißen und sich einzuverleiben.

Die Vorsehung hat die Provinz vor solchem Mißgeschick bewahrt, indem sie durch Euer
Majestät weise Umsicht und unerreichte Thaltraft die Schrccknisfe des Krieges in des Feindes Land
verlegte. Auf feinen eigenen Feldern, vor feinen eigenen Städten hat er die Macht der vereinigten
deutschen Fürsten und Stämme kennen lernen und für lungeZeit hoffentlich die Ueberzeugung gewonnen,
daß eitler Uebermuth nicht genüge, dem deutschen Vaterland den gewünschten Frieden zu rauben.

Euer Majestät und die Prinzen des Königlichen Hauses haben Allerhöchst-Selbst die Gefahren
Ihrer Heere getheilt, haben in Vereinigung mit ausgezeichneten Führern aller deutschen Stämme
fortwährend den Sieg an deren Fahnen geknüpft, den glorreichenFrieden errungen und ihm durch Wieder¬
gewinnung deutscher Länder die Dauer gesichert.

Gestatten Euer Majestät AUergnädigst den Vertretern der Rheinprovinz, welche mehr als
eine andere drohender Vergewaltigung glücklich entgangen ist, Namens der Provinz den innigen Dank
und den Glückwunsch dafür auszufprechen, daß deutsche Einmüthigteit zwischen Fürst und Volk der
Königlichen Krone der Hohenzollern den Glanz der deutschen Kaiser-Krone hinzufügte.

Möge Gott, der Euer Majestät und des Landes Schutz und Schirm in berhängnißvollen
Tagen gewesen, Euer Majestät diesen Schutz erhalten, um Früchte des Friedens im geeinigten deutschen
Vaterland reifen zu sehen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Die Organisationder
Selbstverwaltung tcS
vrovinzilllstänbischen
Vermögen« und der
provinzialstllnbischen

Anstalten.

Nro. 3.

Düsseldorf, den 7. Juli 1871.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigfter Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Die znm 20. Provinzial-LcmdtaneversammeltentreugchorsamstenStände der Rheinprovinz
haben mit tiefgefühltemDanke Euer Majestät AllcrgnädigstcnBefcheid vom 8. v. M. wegen Gewäh¬
rung der Selbstverwaltung der provinzialständischenInstitute ehrfurchtsvoll entgegengenommenund
werden bestrebt sein, des Allechöchst bewiesenen Vcrtraueus sich würdig zu bezeigen.
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von
Aus unserer mit dem gebührendenErnst vorgenommenen pflichtschuldigenPrüfung der v

Euer Majestät Commissarius in AllerhöchstemAuftrage vorgelegtenrmtMotven v^""' ^n'zug
eines Regulativs für die Organisation der Verwaltung des pr°vwz al tand.schen Vermögens ^
provinzialständischen Anstaltm in der Nheinprovinzist der Entwurf emes ^8« "t «s er ° ^
welches Euer Majestät wir nebst dem zugehörigenBeschlusse mit der »llerunterthmngstenVttte ,u

unterbreiten w°gen ^ ^ Königliche Majestät wollen in Gnaden'geruhe.,
Nllerhochst-Ihre Genehmigung zu ertheilen und dessen alsbald.ge Ausführung zu
befehlen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Regulativ
si'n tie

Organisation der Verwaltung des promnzialständischenVermögens
und der provinziaständischenAnstalten in der Meinpromnz,

wie es aus der Berathung des Provinzial-Landtagcsin der Sitzung vom 3. Inl: 1«?
hervorgegangen ist.

8- 1.

Zum Zwecke der Verwaltuug des provinzialständischenVermögens uud^der provinzial¬
ständischen Anstatten der Rheinprovinz wird ein

Provinzial-Vcrwaltungs-Nath
bestellt.

8-2.

Der ProvinzialHerwaltungs-Rath besteht bis zur Einführung der zu erwarteuden neuen

Provinzial-Ordnung^ ,^^^^ ^«^sckMe oder in Vehinderuugsfällen desselbendem
Stellvertreter des Landtags-Marschalls als Vorsitzenden,

2) aus 15 Mitgliedern, welche von ^m Provinz^^
werden. Diese Wahl, welche in der We,se geschieht, d"h ««f M' " 3 ^
je 3 Mitglieder entfallen, erfolgt auf die Dauer von °.^h«n ^ ^ «
bis Ablauf dieser Wahlperiode die Mitgliedschaftim Provmzml-Verwaltungsrathe zu
Wahl des Nachfolgers fortdauert.

8-3.

Der hat die V^g de^
und der provinzialständischen Anstalten nach Maßgabe der Beschlussedes Prov.nz.allanvtags,
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auch in Gemäßheit des von diesem festzustellenden Finanzctats zu führen. In wie weit im Uebrigen
der Provinzilll-Verwaltuugsrath die Verwaltung selbstständig zu führen, oder die Beschlußfassungdes
Proviuziallcmdtllgszu erwirkenhat, wird, so weit die für die einzelnen Verwaltungszweigebestehenden
Reglements darüber keine Bestimmung treffen, durch Beschlußdes Provinziallandtags festgesetzt.

Der Provinzial-Vevwaltungsrath hat über die Ergebnisse der Verwaltung dein Provinzilll-
Landtage Iahres-Bcrichte zu erstatten.

Seinen Geschäftsgang regelt der Provinzial-Verwaltungsrath durch eine von ihm zu ent¬
werfende,durch Beschlußdes Provinzial-Landtcigcsfestzustellende Geschäfts-Ordnung.

8-4.

Der Lllüdtags-Marschallund in dessen Behinderung der Stellvertreter desselben, welcher die
ständische Verwaltung nach Außen und vor Gericht vertritt, auch Namens derselben mit Behörden und
Privatpersonen verhandelt,den Schriftwechselführt und alle Schriftstücke zeichnet, führt den Vorfitz im
Provinzial-Verwaltungsrath. Er beruft denselben und leitet die Verhandlungen nach Maßgabe der
Geschäftsordnung (§. 3 ll. S.) Er ist berechtigt, jederzeit, namentlich auch wenn der Provinzial-
Verwaltungsrath nicht versammeltist, Kenntniß von dem Gange der Verwaltung zu nehmenund sind
die sämmtlichen ständischen Beamten verpflichtet,ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren.

Maßregeln, welche nach seiner Ansicht die Befugnisseder ständischen Beamten überschreiten
oder für den provinzialständischcuVerband und die Ausgaben desselben wesentlichen Nachtheilherbei¬
führen würden, kann er bis zur nächsten Sitzung des Provinzial-Vcrwaltungsrathcs beanstanden.

8-5.

Die Stellen der zur Besorgung der Bureau-, Kassen-, technischen und andern Geschäfte des
Provinzial-Verwaltungs-Rathes nöthigenBeamten werden — insoweit diese Geschäfte nicht im Einver¬
ständnissemit den Staatsbehörden in bisheriger Weise durch Beamte der KöuiglichcnNegierungenfort¬
geführt werden tonnen — nach Zahl, Diensteinnahmeund Art der Besetzung(auf Lebenszeit,auf Zeit,
auf Kündigung) auf Vorschlag des Provinzial^Verwaltungsraths mittelst des Finanzetats bestimmt.

Die Besetzungdieser Stellen, bei welcher die Bestimmungendes 8> 11 des Reglements über
die Civilversorgung der Militairpersonen vom 10. Juni 1867 analoge Anwendung finden, erfolgt
durch den Provinzial-Verwaltungsrath sclbstständig.

Diese Beamten werden von dem Landtags-Marschalle oder einem von ihm ernanntenDele-
girtcn vereidigt und in ihre Aemter eingeführt, Sie erhalten ihre Geschäfts-Instrultionen vom Pro¬
vinzial-Verwaltungsrath.

Das ständische Kassen- und Rechnungswesenwird durch besonderesReglement geordnet.

8-6.

Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufsichtigungeinzelner ständischerAnstalten können
durch den Provinzial-Verwaltungsrath besondere ständische Commissionenoder Commissare bestellt
werden. Der Provinzial-Verwaltungsrath bestimmt auch die Begrenzung der Competenz und ihre
Zusammensetzungund stellt ihre Geschäfts - Instruktion auf. Die Commissionenoder Commissare
führen ihre Geschäfte unter der Leitung und Aufsicht des Verwaltungsraths.

8-7-

Ueber die au den einzelnen ständischen Instituten anzustellenden Beamten, über die Art der
Anstellungderselben, und in wie weit dabei die Bestimmungen des Reglements über die Civilversorgung
:c. der Miluärpersonen vom 20. Juni 1867 s§. 11 und 12) zur Anwendung kommen, wird durch die
für dicfe Institute durch den Provinzial-Landtag zu erlassenden Ordnungen bestimmt.
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Sämmtliche ständische Beamten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer Staatsbeamten.
Die besonderendienstlichen Verhältnisseder ständischen Beamten werden durch ihre Bestallungen ge¬
regelt, welche vom Landtags-Marfchall ausgefertigt werden.

8-9.

Die staatlicheOberaufsichtüber die gesammte ständische Verwaltung führt der Ober-Präsident.
Derselbe ist befugt, über alle Gegenständeder ständischen VerwaltungAuslunft zu erfordern

und an den Berathungen des Provinzial-Verwaltungsraths, entweder selbst oder durch seinen gesetz¬
lichen Stellvertreter Theil zu uehmcn.

Er hat Beschlüsse des Provinzial-Verwaltungsraths, welche dessen Befugnisse über,chreiten
oder das Staatswohl verletze», zu beanstandenund, sofern eine das Vorhandensein dieser Voraus¬
setzungen begründendeschriftliche Eröffnung an den Provinzial-Vcrwaltungsrath fruchtlos geblieben ,st,
Behufs Entscheidungüber deren Ausführung dem betreffenden Ressort-Ministereinzureichen.

Dem Ober-Präsidenten ist demgemäßvon den Sitzungen des Provinzial-Verwaltnugsraths
uuter Angabe der Verathungsgegcnständedurch den Vorsitzenden zeitig Anzeige zn machen;auch sind
ihm auf Erfordern Ausfertigungcu der Beschlüssedes Proviuzial-Verwaltungsraths zur Kenntnnmahme
mitzutheilen.

s- 10.

Der Uebergang der in der Provinz vorhandenen dazu geeignetenFonds, Institute und
Stiftungen in die nach dem gegenwärtigenRegulativ zu orduende ständische Verwaltung wird durch
besondere, von dem Proviuzial-Landtage im Einverständnissemit der Staats-Negierung auszustellende
Reglements geordnet, fofern nicht etwa zu diesem Uebcrgangein Folge der - namentlich durch die
schou besteheudeu Reglements begründeten— besonderen Rechtsverhältnisseeines solchen H-onds .'c. ein
Gesetz erforderlichist.

8. n.
Die vom Proviuzial-Verwaltungsrathe bei seiucm Zusammentritt sich zu gebende Geschäfts¬

ordnung (§. 3, letztes Alinea) erhält bis zur Versammlungdes nächst folgendenProviuzml-^andtags,
welchem die Feststellungderselbenobliegt, provisorischeGültigkeit.

Nro. «

Düsseldorf, den 8. Juli l^7l,

Allerdurchllluchtigster, Großmächtigster Kaiser uud König!
Allergnädigster König uud Herr!

Die zum 20. Provinzial^ndtage der Rheinprovinz versammelte S^e der Mt^Mst ^ei^Mer-
"ahen sich ehrfurchtsvoll äuer Majestät, um au deu Swfeu des Throues d^ ^M.
"ederzulegeu. die Aufnahme der uachgmanuten Güter, die sowohl h"> >ch"^ ^r Gi.te^ stlbs ls
bereu Besitzer,allen Auforderuugen der Allerhöchsten Verordnuug
entspreche», - in die Rittergu.s-Matritel der Nheluprovinz Allergnadigstbefehlen zu wollen.
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1. das dem Königl. Premier-Lieutenant a. D. Ernst von Hymmen zugehörige im Kreise Rees
gelegene Gut, GronbsteiN'Polshof.

2. das dem Anton Heusch zu Aachen zugehörige im Kreise Mich gelegeneGut, Commendene
Siersdorf.

In tiefster Ehrfurcht eisteiben :c.

Nro. ?.

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

Allerdurchlauchtigster, Grotzmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Verweisung des Schon in den Jahren 1843 und wiederholt im Jahre 1863 hatten vor Euer Majestät
belgischen Schulsonds ^^ treugehorsamstenStände die ehrfurchtsvolleBitte ausgesprochen,fie mit der Beaufsichtigungüber

an die pl°vm° ^ stiftungs- und bestimmungsmäßigeVerwendung des Bergischen Schulfonds beauftragen zu wollen,
zialständische Ver. ..^ ^^ 5^H Allerhöchsten Bescheid vom 30. Dezember1843 und 17. September 1864 abschläglich

wnliuug. Geschieden worden. Dem erster« Bescheid war die Erklärung hinzugefügt, „daß der BeigischeSchul¬
fonds aus Gütern und Einkünften bestehe, welche mit der Aufhebung der geistlichen Korporationen,
denen dieselben früher angehörten, der Disposition des Landesherr« anheim gefallen wären, daß der
^onds nicht zu denen zu rechnen sei, welche aus Mitteln oder Beiträgen des Landes aufgebracht feien
und deren Verwaltung daher als eine provinzielle Kommunal-Angelegcnheitbetrachtet werden könne."

Wenn nun die zum 20. RheinischenProviuzial-Landtage versammeltenStände nochmals
die bereits zweimal vorgetrageneBitte in tiefster Ehrfurcht vor den Stufen des Thrones niederzulegen
sich verstatten, so geschieht dies, weil in diesem Augenblicke ein Umstand hinzugetretenist, der diese
erneuerte Bitte gerechtfertigterscheinen lassen dürfte; es ist dies die Allerhöchste Proposition, betreffend
die provinzilllständischc Selbstverwaltung, welche unseren gegenwärtigenBerathungenunterbreitet ist
und gemäß welcher alle Institute und Fonds, denen ein provinzieller Charakter beiwohnt, dieser
Verwaltung übergebenwerden sollen.

Wir sind nämlich der Ansicht, daß, wenn der Vergische Schulfonds auch nicht als eine
allaemcinevrovin;iclle Angelegenheitanzusehen sei, doch vermöge seiner Entstehung und Bestimmung,
so wie seiner historischen Traditionenin den Bereich derjenigen Fonds gehöre, welche dem Sinne
der erwähnten Vorlage gemäß dem Nessort der provinzialständischcn Verwaltung anheimzugeben sind.

Der Veraische Schulfonds, herrührend aus der Säkularisationresp, Konfiskation der
innerhalbder betreffenden Landestheile belegenenGüter des Jesuiten-Ordens, hat schon mehrfach
Veranlassung zu Verhandlungen über seine rechtlicheNatur gegeben.Die Ansicht, daß die Güter
des aufgehobenenJesuiten-Ordensganz der Disposition des Landesherrn anheimgefallenfeien, wurde
durch verschiedene Entscheidungen des Neichshofrathes,insbesonderedurch eine solche vom 24. Dezember
1773 roprobirtund darin ausdrücklich gesagt, daß bezüglich derselben von einer v^ntill donormn
leine Nede sein tonne - Da nach der damals herrschenden Ordnungdie Repräsentation aller Institute
sich im Landesherrn tonzentrirte. so wurde zwar von da ab der Fonds Namens des Landesherrn von
den Schulkuratorien im Interesse der bergischen Schulen verwaltet, demselben jedoch auch in dieser
Widmung zu einem bestimmten Zwecke, ohne Vorbehalt des nackten Eigenthums, die rechtliche Natur
einer Stiftung gegeben, zuständig den Schulen eines bestimmten Landestheiles, der heutigen ehemals
bergischen Bezirke der Rheinprovinz.
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In diesem Sinne ist der Bergische Schulfonds auch seit der preußischen Herrschaft von der
Königlichen Regierung in Düsseldorf verwaltet worden; es wurden Grundsteuern von den Gütern des
Fonds und Stempel bei Vornahme von Nechtsgefchäftcn desselben erhoben.

Die ersten Zweifel über die rechtliche Natur des Fonds und die Frage, ob derselbe als eine
besondere Stiftung oder als Staatsfonds anzusehen fei, wurden ventilirt, als der Schulfonds im
Jahre 1823 bei der hier eingefetzten Liqnidations-Kommission eine Forderung gegen den Fiskus gelteud
Machte. Das Königliche Finanz-Ministerium hat damals allcrdiugs durch Nescript vom 8. Februar
1830 die Forderung aus dem Grunde zurückgewiesen, weil der Bergische Schulfonds auf Kosten des
Staates errichtet und verwaltet werde, aber, als ob die Königliche Staats-Negicrung selbst von der
Unhaltbarkeit des ersten ihrer Entschciduug zn Grunde gelcgteu Motivs durchdrungen gewesen sei,
wurden Grundsteuern uud Stempel weiter erhoben und zwar erstere noch bis ins Jahr 1870, ein
Beweis, daß die Königliche Stlllltsregienmg selbst bei Regulirung der Gruudsteuer uud Einführung der
Gcblludefteucr für die Güter und Gebäude des Fonds die dem fiskalischen Eigenthum zustehende
Steuerfreiheit nicht reklamirt hatte.

Wir find bei diefer Sachlage der Ansicht, daß der Vcrgischc Schulfonds sich sowohl seiner
Substanz, als seinen Nevenüen nach als eine den Schulen der ehemals Bcrgischcn Theile der Rhein-
Provinz zustehendeStiftung darstellt, deren kommunaler und partikular-provinzieller Charakter im Laufe
der Zeit, sowohl in ihrer Behandlung als ihrer Verwaltung vollständig festgehalten worden ist. Nach
unfecem Ermessen gehört sie daher als ein provinzielles Institut zu denjenigen, deren Verwaltung
nach den Intentionen der Allerhöchsten Vorlage dem Provinsial-Landtagc uuterbreitet werdeu soll.

Euer Majestät trcugehorsamste Stände verstatten sich daher die unterthänigstc Bitte:
Euer Majestät mögen huldreichst geruhen, den Bergischen Schulfonds ebenfalls der
Verwaltung des Rheinischen Provinzial-Landtages zu überweisen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Nro. 8.

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergniid igster König uud Herr!

Die Bedingungen des gegenwärtig nvt Frankreich abgeschlossenenFriedens gehen von dem
Grundsätze aus, daß, wer den Frieden gebrochen, auch für die'Opfer eintreten müsse, mil welchen er
erkämpft werden mußte, und legen deshalb Frankreich eine Contiibution von fünf Milliarden auf.

Von den Nachtheilen des Krieges waren insbefondere die Kreife und Gemeinden betroffen,
welche nach den gefetzlichen Vestinnnuugen für die Angehörigen der einberufenen Reservisten und
Landwehrleute die Fürsorge übernehmen mußten, was sie gerne auch über das gefetzliche Maß hinaus
getragen haben.

Nichts erscheint gerechter, als daß denselben ein Ersatz gewährt werde für diejenigen Betrüge,
welche sie innerhalb der Grenzen des Gesetzes gezahlt und durch vermehrte Communal-Besteueruug auf¬
zubringen haben. Es ist dies eine Erwartung, welche sich in mannichfachenAnträgen der Beteiligten
bereits ausgefvrochen hat und wir nehmen keinen Anstand, derselben durch die unterthänigstc Bitte
Ausdruck zu geben, daß es Euer Majestät Allergnädigst gefallen möge, zu verordnen, daß den Kreisen

Die Erstattung der
Unterstlltzungen der
Angehörigeneinbe¬
rufener Reservisten

nnd Laudwehimännei
au» der französischer
Kncgscontribulion.
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und Gemeindender Rheinprovinz der Betrag der gesetzlichen Unterstützung,welche sie den Angehörigen
der einberufenenReservistenund Landwehrmännergezahlt haben, aus den von Frankreich gezahlten
Kriegseutschädigungsgeldernersetzt werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben zc.

Nro ».

Antrag der Gemeinde
Meisenheim auf Ver¬

tretung im Stande
der Land Gemeinden.

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

önig!Allerd urchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und
Allergnädigster König und Herr!

Euer Majestät haben durch Ordonnanz vom 12. Juni d. I. zu befehlen geruht, daß dem
Provinzial-Landtageder Nhcinprouinzder Antrag des Gemeindcrathesder Stadt Meifcnhcim,

von der Aufnahme der dortigen Gemeinde in den Verband der Städte abzusehen
und ihr gleich den übrigen Gemeinde» des Kreises Meiscnhcim eine Vertretung auf
dem Provinzial-Landtageim Stande der Landgemeinden des fünften Wahlbezirksdes
Rcgieruugs-Bczirts Eoblcnzzu gewähren,

zur gutachtlichenAeußerungvorgelegt werde. Die zum 20. RheinischenProvinzial-Landtageversammelten
trcugehorsamenStände haben die von der Stadt Meisenheim für ihren Antrag vorgelegtenGründe,
welche auch von der Aufsichtsbehörde in keiner Weise bestrittenworden sind, einer eingehenden Prüfung
unterworfen und können sich nur dahin gutachtlich äußern, daß dem Antrage des Gemeinderaths der
Stadt MeiscnhcimAllergncidigst willfahrt werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Nro. IN.

Aufnahme der Ge¬
meinde Wermels»

lirchen in den Bei-
band der Städte,

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

Allerdurchlauchtigstcr, G roßmachtigstcr Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Die GemeindeWermelskirchen— Dorf und Qberhonschaft— hat an den 20. Rheinischen
Provinzial-Landtag unter ausführlicherDarlegung ihrer gegenwärtigen Verhältnisse die Bitte gestellt, bei
Euer Majestät zu befürworten, daß sie aus dem Stande der Landgemeinden in den Stand der Städte
versetzt werde. Der Landtag hat aus der vorbezeichncten Darstellung entnehmen zu müssengeglanbt,
daß alle gewerblichen, industriellenund sonstigen Einrichtungen der gedachten Gemeinde, welche den
Verkehr und Wohlstand, die Bildung und das Emporkommenderselben begründen, erst nach Einführung
der Provinzialstäude ins Leben getreten sind und ihr bei einer Einwohnerzahl von 6204 Seelen einen
unverkennbar städtischen Character verleihen. Au Euer Majestät richten deshalb die treugehorsamsten
Stände allerunterlhänigstdie ehrfurchtsvolleBitte: dem Wunsche der genannten Gemeinde Allergnädigst
willfahren zu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben lc.
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Nro «

Düsseldorf, den 27. Juni !8?1.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

In Ausführung der von Euer Majestät Allergnädigst genehmigten Beschlüssedes 19.
Provinzial-Landtagcs hinsichtlich der Reorganisation des Irrenwesens in der Provinz, ist die Bau-
und Finanz-Commissionmit ihren Anträgen auf Stempclfreiheit durch Euer Majestät Behörden
abgewiesen worden.

Die zum 20. Provinzial-LcmdtageversammeltenStände nahen sich nun ehrfurchtsvollEuer
Majestät mit der allenmterthäuigstcnBitte:

daß Euer Majestät gcruheu wollen, den in der Nhcinsirovinzzu erbauendenfünf Irren-Heil- und
Pflcgcanstaltcn die Befreiung von Entrichtung des tarifmäßigenStempels in Gnaden zuzubilligen,
und Allergnädigst zu gcuehmigcn,daß bei den zweiseitigen Verträgen mit andern Personen, welche
zur Entrichtung des Stempels verbunden sind, jedesmal nur die Hälfte vom tarifmäßigenStempel
für den Vertrag, nnd für die ausgefertigten Nebenexemplareaußerdem der gewöhnliche Stempel
entrichtetwerde.

Die treugchorscunften Stände bitten allcruntcrthänigst ferner, daß Euer Majestät Aller¬

gnädigst befehlen wollen, daß der beim Anlauf der Grundstücke sür diese Austalten bereits gezahlte
tarifmäßige Stempel auf die Hälfte ermäßigt und die zu viel gezahlteandere Hälfte der Provinz
zurück erstattet werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben ?c.

Stempelfrcihm der
z,l erbauendenProvui-
zial-Irren-Anstalttii,

Nro »2.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

In Ansfnhrung der von Ener Majestät Allergnädigst genehmigten Beschlüsse des 19. Pro.
Vinzial-Landtageshinsichtlichder Reorganisation des Irrenwesens m der

AllerhöchsteOrdre vom 19. April 1809 das Negnlativ für d>e Emlsston ou P ^ ^^" ,

bis zum Betrage von 2 Millionen Thalern Allergnädlgftgenehm:^ w r ha^wV^^ ^
Million Thlrn. stattgefundenund sind H^Mr an tarrfma tge n S em^ ^« M^,^^ ^,^
Thaler 10 Sgr. gezahlt worden; eine gleiche Summe wnd bei Vergebung 6

NW IM, und m «,.°..«ch, d»« die .„ ^7^«»'"«'«"? ^3';. »i«!°l^«d.»g°
lich »uch »u, »»stm d« Pl»»i„z l»iit°i unlnlBic» »erden, nch« "° l»»

versammeltenStände ^ ^Mt ^ „ ,^ ,, ,^wzial-
^w"^äM feststehmden S^elstmern «ie^
gnädigstder Staatskasse aufzugeben, d:e ,chon gezahlten 16^HN. i^g
ständischen Baucasse zurück zu zahlen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.

Erlaß der Stempel.
steuer für Ausqabe

der Plc>uiuzial°
Obligationen.
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Nro 13.

Düsseldorf, den 7. IM 1871.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtig st er Kaiser und Konig!
Allergnädigstcr König und Herr!

Aufnahme der Katzen- Der Bau einer Straße zur Verbindung der Nahe mit der Mosel stellte sich als dringendes
loch.Menbllch-Idlll- Bedürfniß für den Verkehr heraus und wurde zur VerwirllichungGegenstand längerer Verhandlungen

brilcker.Prämienstiaße zwWm der Königlichenund der Großherzoglich Oldcnburgischen Regierung, welche schließlich dahin
untei die Bezirks. ^,^ daß die Linie von der Oldenburger Grenze bei NatzenlocherHammer bis zur sogen. Idar-

straßen. ^„^ gewählt wurde. Diese Linie ist ein Mittelglied der Großhcrzogl. Oldenburg'schcn Oberstein-Idar
und der Prüm-Birkenfelder Bezirksstraße,welche in ihrer Ausdehnung den Verkehr über Morbach mit
Bernkastcl,über Lungcampmit Trarbach, sowie über Monzelfeldmit Mühlheim «ermittelt, mithin eine
große Anzahl Moselorte in directen Verkehr mit der Nahe bringt.

Diese Straße berührt nun die GemeindenAllenbach,Wirschweilerund Scnweiler, welche
durch den Bau derselben Gelder aufzunehmengenöthigt waren, deren Rückzahlung ihnen auf längere
Jahre ansehnliche Zuschläge aufbürdet; außerdem erreicht sie deu Bann der GemeindeKempfeld, die
großer Armuth halber den Bau verweigerte.Für diese Gemeindeund für eine Strecke auf fiscalischem
Terrain — bei letzterem natürlicherweise gegen Vergütung der veranschlagten Aulagekosten — hat der Kreis
Berncastel den Bau übernehmen müssen und wäre gewiß durch die fortdauerndeUnterhaltung neben
und mit den genannten drei Gemeindenunverhältnißmäßigbelastet.

Euer Kaiserliche und Königliche Majestät erlauben sich demgemäß die treugehorsamsten aller-
unterthänigstenStände, in Anerkennungder Wichtigkeit der Straße und iu Berücksichtigungder vorlie¬
gendenVerhältnisse,ehrerbietigst zu bitten, Allergnädigstbefehlen zu wollen,

daß die Katzenloch-Alleubach-Idarbrücker Prämienstraße nach vorschriftsmäßigem voll¬
ständigemAusbau in den Verband der Bezirtsstraßen aufgenommenwerde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben «.

Nro 14

Düsfeld o rf, den 7. Juli 1871.

Alle r durchlauchtig st er, Großmächtig st er KaiserundKönig!
Allergnädigstcr König und Herr!

Die Stadtgemeinde Kirn hat in den Jahren 1865 und 1866 einen Communalweg anlegen
sicher die ehemals hessische, von Mcisenheimnach Krcbsweilcr führende Oberamtsftraße mit

'"^, der Binnen - SaarbrückerStaatsstraße verbindet. Diese ausgeführteVerbindungzweier größeren
lassen welcher die ehemals hessische, von Mcisenheimnach Krcbsweilcr führende Oberamtsftraße mit

Uebernahme der ." /., ^ ^ ,. _ _ ^., ,^ .i-,. ^_«<.:„i>»^ cr>:„c„ ,..»^«c.".k„4» c«»«k:..«...... ,..._._.....«^......

K«b«weu"/«n'f "den Straßenzüge gewann nach Einverleibung des Oberamtes Mcisenheimfür unsere Provinz um so mehr
westthein. Bezirks»

straßenfond«des Reg-
Bez. Coblenz.

Bedeutung, als dadurch die Anfuhr der Produkte zur Nhein-Nahc-Vahn erleichtert,in ihrem Verlaufe
drci große Thalgebiete verbunden und der Verkehr zwischen den angrenzendenpfälzischen Gebietstheilen
und der Nahe, sowie weiterhiu dem Hundsrücken in kürzester Linie vermittelt wurde. Dieser Com¬
munalweg besitzt somit die vollen Eigenschafteneiner Bezirksstraße.

Mit Rücksicht hierauf ist die Gemeinde Kirn bei dem Provinzial-Landtagevorstelliggeworden,
diese Verbindungsstraße in den Verband der westrheinischen Bezirksstraßen aufzunehmen. Für ihr
Gesuch spricht ein im Ganzen befriedigendesGutachten der Wegebauinspectionund ein befürwortender
Bericht der Königlichen Regierung zu Coblenz.
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Die Provinzial-Stände sind nun. nach Einsichtder ^wm ^«'be^
ständnih mit dem provinzialständischenCommissarbe: Erwägung dahw^nnd,^ °) ^
schiedeneWegebauten ein Deficit von 60.000 Thlrn zu '^m h^ d hm sch ^ wo ^,^
in der Billigkeit begründet lieg, die Gemeindevon fernerer U tt^ ^,^ ^
welche nur ein allgemeines Interesse und für den Vcrtehr eines großen fettes

große «edmwng^n hat. ^^ ^^,^^ ^^^ ^^^ ^ «Uerunterthänigsten,treugehor¬
samsten Stände der Rheinprovinz, Allergnädigst befehlenzu w°lle"^ «,^s>„iler in die Reihe

daß die erwähnte Verbindungsstraße zw.sch n Knn und Krevsw
der westrheinischen Bezirtsstrahen des RegierungsbezirksCoblenz ausgenomm
werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

,-f. den 12. Juli 1871.

Mg-
Arsbeck »us

den Aachener Bezirks»
straßenfoud«.

Nro. 13
Düsseldor

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnadigster Konig und Herr!

Thlrn. und abzüglichder ihr mit 1840 Thlrn. allergnadig,t bewilligtenStaatsvmnue ^^^'^^ ^
düng von 5660 Thlrn. erbaut. y«nssl.!ibcra nach Nieder-

Die umgebaute Wegestrecke verbindet die wden Bezirks °^
krüchtenund von Erkelenz nach Kaldenkirchenbezüglich Benlo, ste bc/ebt den ^e h n
schienen Richtungen und erleichtertwesentlich den Absatz der ^«ducte d^ » 'ch« ^

Die Straße ist vorschriftsmäßig ausgebaut und d° der B irtss^aßu ^a
RegierungsbezirksAachen sich in einer günstigenFinanzlage bestndet, ,o wage.i treng y
unterzeichneten Stande der Rhcinprovinz die Bitte: aeruhen.

^uer Kaiserliche und Königliche Majestät "ollen °llergnad,gs «u b h m g Y ^^
daß die Wegestrecke von Arsbeck-Wegbergauf den Ve«nks,ir<MN°a,
RegierungsbezirksAachenübernommenwerde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Nro. 1«

Düsseldorf, den 12. Juli 1871.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnadigster König und Herr.

Die Bezirksstraße von Heinsberg nach "«z wird ^^
noch gegenwärtig sich im Privatbesitze ^ende u n ^ ^ ^^^^.^
und wird hier zu Gunsten der Brückenbesitzer neben den tarifmäßigen ^
Abgabe für den Uebergang über die Brücke erhoben.

Noerbrucke bei OrkbeÄ
im Ni>a-'«e;. Aachen.
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Dieses abnorme Verhältniß belastet nicht wenig den hier besonders regen Verkehr und hat
fortwährend zu Beschwerden Veranlassung gegeben, denen gerecht zu werden die ungünstigeVermögens¬
lage des betreffenden Vezirtsfonds jedoch nicht gestattete.

Gegenwärtig ist aber eine wesentlicheVerbesserung jener Verhältnisseeingetreten. Die früher
vom Aachener Bezirksfonds zum Straßemmterhalte coulrahirtenSchulden sind getilgt, und ein bedeu¬
tender Bcmrfonds ist angesammeltworden, so daß es nuu Wohl ausführbar erscheint, jene lästige
Verkehrsschranke hinwegzuräumen. Dieses Ziel kann sowohl durch Ankauf der vorhandenen Brücke
als durch Anlage einer andcrweitendie beiden Straßen verbindendenBrücke erreicht werden.

Die treugchorsllmsten Stände der Rhcinvrovin; haben daher beschlossen, an Euer Majestät
die ehrfurchtsvolleBitte zu richten:

Euer Maiestät »vollen allergnädigstzu befehlen geruhen, daß der Aachener Bezirks«
Straßenfonds ermächtigtwerde, den Betrag von 8-12,000 Thlrn. zum Erwerbe
einer eigenthümlichen Brücke über deu Noerstnß bei Orsbeckzu verausgaben.

Zu tiefster Ehrfurcht ersterben.'c.

Nro. 1?.

Düsseldorf, deu 8. Juli 187 l.

All erd ur ch lauchtigst er, G r o ß m ä ch l i g st er Kaiser und König!
A ll ergn ad i gster König und Herr!

Euer Kaiserliche und Königliche Majestät halten auf Grund der unteithänigstcnBitte des 12.
Abbruch des Mittel Proviuzial-Landtags unterm 8. Mai 1858 Allergnädigst zu genehmigengeruht, daß das Mittelthor

th°r« in Xanten in Xanten, welches den Verkehr so sehr hemmt, als auch selbst Gefahr drohend ist, beseitigt,und ^
der Ankauf- und Abbruchtosten von dem westrheinischenBezirksstraßenfondsdes Regierungsbezirks
Düsseldorf, die andern ^/,, aus Staatsmitteln hergegebenwürden.

Ter 15. Promnzial-Landtag hat unterm 1. November 18L0 deu Antrag anf Beseitigung
des Mittelthors erneuert, da bis dahin noch nichts zur Beseitigung geschehen.

Auch heute hat wieder eine Petition des Bürgermeisters von Xanten den treugehorsamsten
Ständen vorgelegen,dahingehend,Schritte zn thuu, um die Nealisiruugder von Euer Majestät Allerhöchst
genehmigten Wcgschaffungdes Mittelthorcs unter der frühern, genehmigten Bedingung herbeizuführen.

Die trcugchorsamsteuStände des 20. Provinzial-Landtags der Nheinprovinz wagen nun,
auf Grund des in der heutigen Sitzung gefaßten Beschlusses. Euer Majestät gauz gehorsamst zu bitten,

Allergnädigst zu befehle», daß das Mittelthor iu Xanten baldigst beseitigt
werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.
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Nro. 1».

Düsseldorf, den 8. Juli 1871,

Allerdnrchlauchtigster, Gr oßmächtigstcr Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Der 19. Rheinische Provinzial-Landtag beschloß auf den Antrag der Gemeinde Wadenheim,
Kreises Ahrweiler, zum Bau einer eisernen Brücke über die Ahr bei Neuenahr einen Zuschuß von
3000 Thlrn. aus dem westrhcinischcn Straßcnbaufonds des Negierungs-Bezirks Koblenz zu geben.
Zugleich wurde eine fernere Unterstützung von 600U Thlrn. aus Staatsmitteln erbeten. - D,e Aus¬
nahme der Gemeindestraße von der Bczirtsstraße bei Wadcnheim nach dem Bad Neuenahr nebst den
an beiden Ufern ausgebauten Dorfstraßcn mit Ausschluß der Ahrbrückc unter die Bez.rtsstraßen wurde
genehmigt, die erbetene Beihülfe von 6000 Thlrn. jedoch abgelehnt.

Der Ausbau der Brücke tonnte daher nicht stattfinden.
Die Gemeinde hat nunmehr den Antrag gestellt, den zu den Baukosten erforderlichen ^ciwig

Von 6000 Thlrn. aus dem westrheinischen Bezirts-Straßenfonds des Koblenzer Bezirks zu «""'lltgen.
Der versammelte 20. Provinzial-Landtag, welchem dieser Antrag vorlag, hat beschlossen,

außer den früheren 3000 Thlrn. auch noch 6000 Thlr. aus den Mitteln des westrhcümche» Bezirks-
Strahenfonds des Regierungsbezirks Koblenz zu bewilligen. . -s,s ^

Der versammelte 20. Provinzial-Landtag. welchem dieser Antrag vorlag, hat l>e,ch>o,sen,
außer den frühern 3000 Thalern auch noch 6000 Thaler aus den Mitteln des westrheinischen Aezirts-
Straßenfonds des Koblenzer Bezirks zu bewillige». ,

Vei der Berathung über diesen Beschluß wurde wesentlich auf die an Kncr Majestät von
dem 19. Rheinischen Proviuzial-Landtage cl.ä. Düsseldorf den 2. April 1868 in dieser Angelegenheit alln-
unterthanigst eingereichte Adresse hingewiesen, in welcher zur Begründung des damaligen Antrags
Allcrqnlldiqst zu verordnen, daß aus Staatsmittelu zu dem Baue der quast. Brücke ein ^uschnß von di^
Thlrn. Hergegebett werde, ausgeführt worden, daß es fich hier nicht blos um eine Unterstützung eimr
Privat-AMewGcsellschaft oder einer einzelnen Gemeinde handele, fondern daß die Unterstützung c mm
Werke zugewendet werde, welches, indem es den Fortbestand und die weitere Entwickelung des H'ade. ^c en
Ahr wesentlich fördert, nicht nur der ganzen Ahrgcgend, fondern auch einem großen theile der >e>° ?
Menschheit zu Gute komme; daß auch derBezirtsstraßenbaufouds im Regierungsbezirl «oblen,, rmmr.
1870 mit einem Bestände von 61.074 Thlrn 5 Sgr. 10 Pfg. abgeschlossenhabe nnd nach d » m h.
maßlichen Einnahmen und Ausgabe» ^« 1871, 1872 und 1873 im letztgenannten ^ahre mit e,ue,n
Bestände von 55,486 Thlrn. abschließen werde. ,

Euer Kaiserliche uud Königliche Majestät bitten daher die trengehorsamsten Stande der

Rheinprovinz, ^ ,,5,^ ^^)len zu wollen, daß der Gemeiude Wadeuheim außer den früher
bewilligte.t 3000 Thlr». auch die heute bewilligten 6000 Thlr. aus dem we,:-
rheinischen Bezirksstraßenbaufonds des Negierungs-Bezirts Koblenz nach vor¬
schriftsmäßigem Ausbau der gedachten Brücke ausbezahlt werde» mögen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben:c.

Bau einer eisern««
Uhrbrückebei B»d

Neuenahr,
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Nro. 1».

Düsseldorf, den 14. Juli 1871.

Allcrdurchlauchtigster, großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigstcr König und Herr!

Die zum 20. RheinischenProvinzml-Landtage versammeltentreugehorsamsten Stande haben
in ihrer Plenarsitzung vom 12. Juli c. die von den KöniglichenVezirtsregierungeu gemachten Vor¬
schlage über die Verwendung der ostrhciuischenBezirksstraßcnfondsin sorgfältigeErwägung genommen
und hat im Verlaufe derselbe« der ständische Commissarfür deu ostrhciuischen Bezirk der Regierung,
zu Düsseldorf den Antrag gestellt: die Stcucrbeischlägefür diesen Bezirk auf 2,22«'/« herabzusetzeu.

In Hinblick auf die besondersgünstige finanzielleLage des genannten Vezirksstraßenfouds
glaubt der Provinzial-Landtag lein Bedenkentragen zu dürfen, an Euer Majestät die allcrunterthänigste
Bitte zu richlen, diesem Autrage Nllerhöchst-IhrcGenehmigung ertheilen zu wolleu.

In üefster Ehrfurcht crsterbeu:c.

Nro. 20.

Uebernahme der
Straßen Uon Heiligen»
Hans nach Bahnhof
Hüfel und Kettwig

v. d. Vrüctc auf den
ostrh, Biziiksstiaßen-
fond« des Ncg -Bez.

Düsseldorf.

Düsseldorf, den 27. Juni 1871.

Allerdurchllluchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster König uud Herr!

Die GemeindeVelbert im Kreise Mettmann und die GcmeiudeuHoesel und Mintard im
Kreise Düsfeldorf wünschen nachstehende Straßeu bczirlsstraßenmäßigauszubauen:

I. eine Verbindungsstraße von Heiligeuhaus iu der BürgermeistereiVelbert, von der Velbert-
Zurstraßer Bezirksstraße ausgehend in nordwestlicher Richtung über die Dörfer Ober-Gilp-
Svindcckzum Bahnhofe Hoesel an der im Bau begriffenen Ruhrlhal Eisenbahn und dann
weiter in die Müuster'scheStaatsstraße einmündend.

II. eine folche von ersterer in Ober-Eilp nördlich abgehend durch Eilp und Laupendahl nach
Kettwig v. d. Brücke,daselbst in die Wcrden'sche Staatsstraße einfallend.
Beide Linien find veranschlagtzu
Davon will die Bergisch-Markischc Eisenbahn-Gesellschaft übernehmen
Bleiben noch aufzubringen

Den Gemeinden sind 10,000 Thlr. pro Meile Ctaals-Prämie in Aussicht
gestellt, wenn die spätere Unterhaltung der Straße gesichert ist. Diese beträgt
auf die 2805 Ruthen

Es bleiben somit für die Gemeindennoch aufzubringen
Die Gemeindenfind zu diesem Opfer bereit, können aber bei der Verzinsung, welche sie von
dieser Summe aufbringen müßten, die Kosten der spätern Unterhaltung nicht bestreitenuud
haben deshalb den von der Königlichen Negieruug in Düsseldorf unterstützten Antrag gestellt,
der Provinzial-Landtllg möge es befürworten, daß diese Straßen nach vollständignormal-
mäßig eifolgtem Ausbau auf den ostrhcinischenVezirksstraßenbaufondsdes Regierungsbezirks
Düsfeldorf übernommenwerden möchten.

65,005 Thlr.
6,205 „

19 Sgr.
19 „

58,800 „ — „

14,025 Thlr. - Sgr.
44,775
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Die treugehorsamstenStände des 20. Provinzial-Landtages haben dies vorstehende Gesuch
in der heutigenSitzung einer eingehenden Prüfung unterzogen,sie erkennen w
Straßenzüge für den öffentlichen Verkehr uud ebenfo es au. daß den Gememdend:e
wug eine nicht zu ertragende Bürde fein würde, auch die Billigkeit ine Au nähme m e V z,r s.
straßen-Verbandrechtfertige,und wagen deshalb Euer Majestät die allerunterthamgste

Allerguädigstzn befehlen, daß diese beiden bezeichnetenStraßen «ach vollstanwg
vollendetemnormalmäßigem Ausban auf den ostrheimschen Bezirlsstraßenfond
des RegierungsbezirksDüsfeldorf aufgenommenwerden.

In tiefstem Ehrfurcht ersterbe»:c. :c.

Nro 2«.

Düsseldorf, den 8. Juli 1871.

Allerdurchlauchtigster. Großmächtigfter Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

5 5 ^ « ^^«Kon ix'i' ^tbein- Aufnahmevon zwei
Den zum 20. Provinzial-Landtage versammelten treugehorsamstenStanden der ^cym ^^^^^ ,^ ^^^^^

Provinz sind zwei Anträge zur Aufnahme von Communal-Ehausseenin den Vezlrksskann-^ °a. ^ ^^^
Seitens der Städte Barmen und Elberfeld zur Begutachtung vorgelegt worden, und haven me eloen .^ ^^ ^^ ^^.^^
in der heutigen Sitzung des Provinzial-Landtages einer eingehenden Erörterung und Prüfung unier- ^ß.„. Verband b.«
. „ ,.^ Reg.'Bez. Düsseldorf,
legen, nämlich: ,„, ^ .. mn,-m«,8 "

1. die in verschiedenen Zeiträumen gebaute Communalstraße,von dem mittleren
ausgehend über Westerkottennach der Grenze des Regierungsbezirks^rnsberg am ^ynern^
Graben und von da weiter nach Schaumlöffel in, RegierungsbezirkArnsberg. "le, e ^
ist eine zweite durch den regeu Verkehruothwendig gewordene Verbindung mit ver^lon,el -
Wittener Staatsstraße. . ^ . «. .. ,^»,.i,^m<>nde

Der in der Rheinprovinz gelegen, anf den Bezirkss raßenfond «« u ^
Theil ist 560« lang und hat eiuen Barriere-Empfang, der un Arnsberger Gewt wegen,
ebenfalls zum Barriere-Geld-Empfang berechtigte Theil der Straße «st ^" '"''«' ,^
Stadt Barmen beantragt indessen auch noch, daß sie an dem Barnere-G ld ^
nicht abgenommenen StraßeustreckeParticipire, und daß sie das Recht behalten solle, Mrzett
die Aufhebung des Barriere-Empfangs verlangen zu tonnen. Rarmen

2. die zweite zur Aufnahme empfohleneCommunalstraße,welche ^ls von d" ^
theils von der Stadt Elberfeld gebaut ist. geht in Elberfeld aus
Staatsstraße beim ..letzten Heller« aus, «der deu neu^
baumer Straße in Barmen uud mündet bei Loh in d:e

in Unter-Barmen wieder in die Düsfeldorf-SchwelmerStaatsstraße weselb 'st m ^ ^
felder Gebiet 300«, im Barmener 324«, also zusammen624« lang- D e Swgmn^sv
ältnisse sind normal, die Straße selbst ist theils mit Kopfstemen^st""^

Diese Straße bildet mit Hinzurechnung einer
Bez rtsstraße nur allem eine zweite Verbiuduug zwischen Elberfeld "«d V^e^
regen Verkehr und dem enormen Güter-Transport zwi chm be.den ^tad^n um nothwe.r
diger ist. als durch allerlei Zufälligteiteu oft sehr empfindliche Störungen entstehen


	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73

